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Jede Organisationseinheit sollte das erledigen, was sie am besten kann,

und dafür sowohl die eindeutige Zuständigkeit als auch die erforderlichen

Finanzmittel bekommen. Helmut Mödlhammer

„Nicht mehr
Staat, sondern ein 
effizienterer Staat“

Der Präsident des Österreichischen 
Gemeindebundes, Helmut Mödlhammer, 

und der Vorstandsvorsitzende der
Kommunalkredit Austria, Alois Steinbichler, 

anlässlich der Eröffnung der Kommunalen 
Sommergespräche im Interview.

Gemeindebund-Präsident Helmut Mödlhammer

bei seiner Eröffnungsrede vor dem Kurhaus 

in Bad Aussee



damit ganz im Zeichen der aktuellen
wirtschaftlichen Entwicklungen, die den
Ruf nach der öffentlichen Hand als Pro-
blemlöser immer lauter werden lassen. 

Wie aber stehen die Gemeinden zu
dieser Forderung? Die Nachlese-Redak-
tion der Kommunalen Sommergesprä-
che hat den Präsidenten des Österreichi-
schen Gemeindebundes, Helmut
Mödlhammer, und den Vorstandsvorsit-
zenden der Kommunalkredit Austria,
Alois Steinbichler, befragt.

Herr Präsident Mödlhammer, wo lie-
gen die neuen Herausforderungen für
die österreichischen Gemeinden?
Mödlhammer: Die Gemeinden haben
immer weniger Geld, müssen aber
immer mehr Aufgaben bewältigen. Aus
meiner Sicht sind zuerst eine Aufga-
ben- und dann eine Verwaltungsreform
dringend notwendig. Wir müssen die
Kompetenzen neu verteilen, sonst
endet vieles in einem nicht mehr finan-
zierbaren Chaos. 

Herr Generaldirektor Steinbichler,
wie sieht die Zukunft der Gemeinden
aus der Perspektive eines Bankvor-
stands aus?
Steinbichler: Die Gemeinden sind, wie
alle öffentlichen Haushalte, mit einer
angespannten Budgetsituation konfron-
tiert. Wenn man sich den Saldo aus der
laufenden Gebarung und der freien
Finanzspitze anschaut, wird diese Ent-
wicklung klar. Hier kann die Kommu-
nalkredit Austria als erfahrener Finanz-
partner helfen. 

Welche Aufgaben sollen künftig von
den Gemeinden übernommen, welche
an Bund und Länder oder an den pri-
vaten Bereich abgegeben werden?
Mödlhammer: Jede Organisationsein-
heit sollte das erledigen, was sie am
besten kann, und dafür sowohl die ein-
deutige Zuständigkeit als auch die erfor-
derlichen Finanzmittel bekommen. Die
Kinderbetreuung etwa können die
Gemeinden problemlos vollständig
übernehmen. Das ist ein Bereich, in dem

wir uns auskennen und in dem wichtig
ist zu wissen, was die Menschen vor Ort
brauchen. Die Aufgaben im Pflege- und
Gesundheitsbereich dagegen können
von Bund und Ländern besser erfüllt
werden.

Was soll in der Hand des Staates 
bleiben?
Mödlhammer: Die Erfüllung bestimm-
ter Kernaufgaben muss weiterhin durch
den Staat erfolgen. Dazu gehören der
Sicherheitsbereich mit Polizei und Ka-
tastrophenschutz sowie die wesentli-
chen Elemente der Daseinsvorsorge wie
Wasserver- und -entsorgung. In anderen
Bereichen haben wir die Verpflichtung,

nicht nur mehr Eigenverantwortung
von den Menschen einzufordern, son-
dern auch die Möglichkeiten dafür zu
schaffen, dass der Weg zur Eigenver-
antwortung nicht so steinig ist. Das
betrifft vor allem den Abbau der teils
überbordenden Bürokratie. Damit
brauchen wir nicht mehr Staat, sondern
einen effizienteren Staat, der die Eigen-
verantwortung der Menschen fördert
und einfordert.

Wie kann die Kommunalkredit die
Gemeinden unterstützen?
Steinbichler: Als Spezialinstitut können
wir wesentlich dazu beitragen, dass die
notwendigen Infrastrukturinvestitionen

der öffentlichen Hand auch in einem
gesamtwirtschaftlich schwierigeren Um-
feld realisiert werden können. Die Kom-
munalkredit Austria hat eine ausgewie-
sene Erfahrung in der Finanzierung sol-
cher Projekte. Auf dieses Know-how
und unser besonderes Engagement kön-
nen sich unsere Kunden weiterhin ver-
lassen. Insbesondere werden wir ver-
stärkt projektorientierte Finanzierun-
gen anbieten. 

Was wünscht sich der Gemeindebund
von seinen Partnern auf Länder- und
Bundesebene?
Mödlhammer: Zum einen müssen die
Aufgaben neu verteilt und Mehrgleisig-
keiten abgeschafft werden. Es ist teil-
weise absurd, wie sich Zuständigkeiten
zwischen Bund, Ländern und Gemein-
den überschneiden. Außerdem müssen
alle Einheiten des Staates zu einem part-

nerschaftlicheren Umgang miteinander
finden. Wir müssen gemeinsam Lösun-
gen erarbeiten, die im Sinne der Men-
schen sind und von allen mitgetragen
werden. 

Und was wünscht sich die Kommunal-
kredit Austria von den Gemeinden?
Steinbichler: Wir freuen uns auf die
weitere gute Zusammenarbeit mit unse-
ren Kunden. Alle Themenstellungen im
Finanzierungsbereich werden von uns
mit großem Interesse wahrgenommen.
Damit steht die Kommunalkredit
Austria weiterhin als verlässlicher, inno-
vativer Finanzierungspartner zur Ver-
fügung.
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Die Kommunalkredit kann wesentlich dazu beitragen, dass 

die notwendigen Infrastrukturinvestitionen der öffentlichen 

Hand auch in einem gesamtwirtschaftlich schwierigeren 

Umfeld realisiert werden können. Alois Steinbichler

Die Kommunalkredit Austria unter 

der Leitung von Alois Steinbichler war 

Mitveranstalter und Hauptsponsor der 

Kommunalen Sommergespräche



Verrückte
Idealisten?

Heiße Temperaturen
nicht nur bei der
Eröffnung der 
Kommunalen 
Sommergespräche 
vor dem Kurhaus 
in Bad Aussee. 
Äußerst hitzig ging 
es auch bei der ersten
Podiumsdebatte zu. 
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DEBATTE

DAS SAGT HELENE KARMASIN ZU DEN FRAGEN …

Kam die Finanz- und Wirtschaftskrise überraschend?

Einige Aspekte waren wohl überraschend, vieles war aber

auch prognostizierbar. Aus der Geschichte weiß man, dass

sich bestimmte Ideologien, Denkmodelle und Systeme im

Zeitverlauf ablösen. Das geschieht immer dann, wenn ein

bestimmtes System absolut gesetzt und als Lösung für alles

gesehen wird. Im Lauf der vergangenen Jahre wurde das

marktwirtschaftliche System absolut gesetzt. Man glaubte,

der Markt könne alles regeln. Jetzt hat man gesehen, dass

das nicht funktioniert.

Ist Marktwirtschaft schlecht?

Marktwirtschaft an sich ist ein gutes System,

und wir leben nun einmal in einer Marktwirt-

schaft. Sie darf aber nicht verabsolutiert wer-

den. Es braucht eine vernünftige Verbindung

zwischen Marktwirtschaft und Staat, sozusa-

gen eine dritte Kraft. Das ist der Gemeinsinn

und damit etwas, das man mit Geld nicht

kaufen kann. Über den Gemeinsinn, den Stolz

darauf, gemeinsam etwas geleistet zu haben,

wird auch Politik erlebbar.

Welche Aufgaben soll der Staat erfüllen?

Es ist seine ureigenste Aufgabe, Gemeingüter – die sogenann-

ten common goods – zu bewahren. Dazu zähle ich Gesundheit,

Mobilität, Sicherheit und Bildung. Es wäre aus meiner Sicht

falsch, diese Gemeingüter nach marktwirtschaftlichen

Gesichtspunkten zu organisieren und zu finanzieren. 

Was haben die Gemeinden in Zukunft zu erwarten?

Es wird zu einem noch stärkeren Wettbewerb der Standorte

kommen als bisher. Um der Abwanderung ent-

gegenzuwirken, werden noch mehr Koopera-

tionen mit anderen Gemeinden über die

Gemeindegrenzen hinweg erforderlich sein.

Jede Gemeinde kann dabei ihre Marke – im

Sinne von Besonderheit, besonderen Fähigkei-

ten – zum Einsatz bringen. Darin besteht eine

ungeheure Chance für die Gemeinden. In ihr

leben Menschen, die in der zunehmend globa-

lisierten Welt auch eine immer stärker wer-

dende Sehnsucht nach einer sozialen Nahwelt

empfinden. Die Gemeinden schaffen diese

wichtige soziale Nahwelt.

Kontroversielle Diskussion zwischen 

Ex-Stadtschulratspräsident Kurt Scholz  und

Motivforscherin Helene Karmasin, geleitet von

ORF-Moderator Gerald Groß (Mitte)
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Ist der Ruf nach „Mehr Staat – 

weniger privat“ zielführend?

Die Diskussion über Staat und privat

schwingt schon seit Jahrzehnten wie ein

Pendel hin und her. Vor 40 Jahren war ich

in New York. Dort hieß es zu jener Zeit

„Mehr privat – weniger Staat“. Als ich

durch die Straßen von Lower Manhattan

gegangen bin, habe ich Menschen gesehen,

die als Folge von „Mehr privat – weniger

Staat“ auf der Straße schlafen mussten.

Viele von ihnen waren Vietnam-Kriegs-

veteranen. Da hatte der starke Staat einen

Krieg verloren und war für jene Menschen,

die verkrüppelt und seelisch geschädigt

zurückgekommen waren, nicht mehr da, um sie aufzufan-

gen. Leid und Not wurden privatisiert. Heute ist das nicht

viel anders. Der Staat hilft den Starken und führt zu einer

Umverteilung von unten nach oben. Doch die Starken

brauchen keinen Staat. Es sind die Schwachen, die ihn

brauchen, und zu den Schwachen zähle ich auch die

Gemeinden.  

In welchen Bereichen brauchen wir mehr Staat?

In der Bildung sind mehr staatliche Investitionen in höhere

und spezialisierte Schulen erforderlich. Zusätzlich braucht

es ein geändertes privates Verhalten. Es muss ein Leis-

tungswille bei den SchülerInnen vorausgesetzt werden 

dürfen. Dazu müssen alternative private Schuleinrichtungen

kommen, um den staatlichen Einrichtungen Konkurrenz zu

machen. Aus diesem Wettbewerb sollen die staatlichen Ein-

richtungen als starker, guter Marktführer hervorgehen.

Ist das Gemeindewesen nur eine trügerische Idylle?

Gemeinden haben eine ganz entscheidende Funktion und

müssen deshalb noch mehr gestärkt werden. Es ist aber

zu überlegen, ob die „Feudalzwischengewalten“ in den

Ländern noch Bedeutung haben. Zumindest sollte einmal

theoretisch diskutiert werden, ob wir alle Ebenen – 

also Bund, Länder und Gemeinden – in gleicher 

Stärke brauchen.

Wären Sie gern Bürgermeister?

Das ist der schwierigste und schönste Beruf zugleich, weil

er direkt mit Menschen zu tun hat. Ich würde in diesem Amt

zum Sozialrevolutionär werden, denn Bürgermeister verdie-

nen lächerlich wenig für die Fülle an Aufgaben und Leistun-

gen, die sie erbringen. Sie opfern sich für die Gemeinschaft

und sind „verrückte Idealisten“ – natürlich im positivsten

Sinn des Wortes. So etwas imponiert mir mehr als so man-

cher Wirtschaftsmanager, der nur danach trachtet, seine

Schäfchen ins Trockene zu bringen.

Rund 250 Gäste

waren bei der

Eröffnungsdiskus-

sion anwesend,

darunter Bundes-

ministerin Maria

Fekter und EU-

Parlamentarier

Ernst Strasser

Als Diskutanten geladen waren
die renommierte Motiv- und
Marktforscherin Helene Kar-

masin sowie der ehemalige Wiener
Stadtschulratspräsident Kurt Scholz. In
einer mehr als einstündigen Debatte, die
von ORF-Moderator Gerald Groß
geleitet wurde, setzten sich die beiden
studierten Psychologen mit der Frage
auseinander, wie viel Staat denn nun
eigentlich „(v)erträglich“ sei und inwie-
weit ein Mehr oder Weniger an Staat zur
Sicherung der Zukunft der österreichi-
schen Gemeinden beitragen könne. 

Im Anschluss an das Podiumsge-
spräch war das Publikum, darunter
Bundesministerin Maria Fekter, EU-
Parlamentsabgeordneter Ernst Strasser
sowie eine Vielzahl an Landes- und
Gemeindevertretern, am Wort. 

Eine Auswahl der brennendsten
Fragen und überraschendsten Ant-
worten der Podiumsdiskutanten ist in
den nebenstehenden Statement-Kästen
dargestellt. 

DAS SAGT KURT SCHOLZ 
ZU DEN FRAGEN …
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Die Wahrheit
ist (v)erträglich

In einigen Fällen sind die Unterschie-
de zwischen der Meinung der Bevöl-
kerung und der Einschätzung der

BürgermeisterInnen relativ gering, in
anderen Bereichen überraschend groß“,
eröffnete OGM-Chef Bachmayer seine
Präsentation. Vor allem wenn die Frage
nach der künftigen Finanzierbarkeit der
öffentlichen Leistungen ins Spiel
kommt, werde aus dem Wunschbild von
der Rundumversorgung durch den Staat
rasch ein Abbild der Realität, in der eine

Im Vorfeld der Kom-
munalen Sommerge-
spräche befragte der

Österreichische
Gemeindebund mehr

als 350 Bürgermeis-
terInnen zum Thema

„Mehr Staat – weniger
privat“. Parallel dazu
wurde eine Bevölke-

rungsumfrage bei rund
1.000 Personen zum glei-

chen Thema durchge-
führt. Wolfgang Bach-
mayer, Leiter des Mei-

nungsforschungsinstituts
OGM, präsentierte 

die Ergebnisse am 
zweiten Konferenztag. 

UMFRAGE

Meinungsforscher und OGM-Chef Wolfgang Bachmayer 

bei der Präsentation der BürgermeisterInnen- 

und Bevölkerungsbefragung



In Prozent; Rest auf 100 %: Weiß nicht/keine Angabe

… zu viel Einfluss

… gerade richtig

… zu wenig Einfluss

Der Staat hat …

Grafik 2: Die Rolle des Staates in Österreich
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pragmatische Diskussion über Prioritä-
ten und Leistungskürzungen nicht nur
möglich, sondern erwünscht scheint.
Bachmayers Fazit: „Die Wahrheit ist den
Menschen zumutbar. Man sollte sie
ihnen daher auch sagen.“ Nähere Aus-
führungen und Details zur Studie lesen
Sie im Folgenden.

Fleißig, hilfsbereit und sozial

Im ersten Teil der Befragung wurde
anhand verschiedener Merkmale das
Selbstbild der ÖsterreicherInnen erho-
ben. Welche Eigenschaften und Charak-
teristika haben die Menschen im Land?
Welche Mentalität, Vorzüge und Schwä-
chen sehen die ÖsterreicherInnen bei
sich selbst? „Zuallererst sehen sich die
ÖsterreicherInnen als fleißig, hilfsbereit
und sozial“, so Bachmayer. Ein hohes
Maß an Staatsgläubigkeit wird allerdings
ebenso konstatiert wie ein Streben nach
Unabhängigkeit. Innovationsfreudigkeit
und unternehmerische Neigung finden
sich im Mittelfeld der Eigenurteile.
Flexibilität, Mobilität, Konfliktfähigkeit
und Veränderungsbereitschaft rangieren
eher am unteren Ende der Skala (vgl.
Grafik 1).

Nicht alle ÖsterreicherInnen sehen
sich gleich. Bachmayer: „Bewohner der
westlichen Bundesländer halten sich für
fleißiger und leistungsorientierter, jün-
gere Befragte nennen Zielstrebigkeit,
Innovations- und Veränderungsbereit-
schaft, Protestfähigkeit und Streben nach
Unabhängigkeit häufiger als ältere.“

Aus dem Vergleich des Selbstbildes
der ÖsterreicherInnen und der Beurtei-
lung durch die BürgermeisterInnen
ergibt sich praktisch Deckungsgleich-
heit. Das heißt, die BürgermeisterInnen
als Politiker mit sehr häufigen direkten
Bevölkerungskontakten beurteilen die
Mentalität ihrer Mitmenschen fast
genauso wie diese selbst.

Zu viel staatlicher Einfluss 

auf das Alltagsleben

Auf die konkrete Frage, ob in Öster-
reich der Staat und das öffentliche

Gemeinwesen zu viel oder zu wenig Ein-
fluss auf das Alltagsleben der Menschen
nehmen, sehen jeweils rund 40 Prozent
der befragten BürgerInnen zu viel staat-
lichen Einfluss bzw. ein gerade richtiges
Maß (vgl. Grafik 2). Nur 15 Prozent sind

der Ansicht, dass der Staat in Österreich
zu wenig Einfluss auf die Gesellschaft
und das Leben der Menschen habe.
Überdurchschnittlich staatskritisch sind
Angehörige höherer Einkommens-
schichten, Männer, ältere Menschen und
Bewohner des ländlichen Raumes.

Die BürgermeisterInnen beurteilen
die Rolle des Staates in der gleichen
Frage ähnlich wie die Bevölkerung, nei-
gen aber als staatliche Organe eher dazu,
Rolle und Einfluss des Staates als „gera-
de richtig“ darzustellen.

Wunschkonzert der BürgerInnen

Bei konkreter Nachfrage, wo denn Staat
und öffentliches Gemeinwesen unge-
achtet der Finanzierbarkeit mehr Aufga-
ben übernehmen sollen bzw. wo sich
andererseits das Gemeinwesen zurück-

Die Wahrheit ist den Menschen zumutbar. 

Man sollte sie ihnen daher auch sagen. Wolfgang Bachmayer

Mittelwert, Rangreihung (Skala: 1 = trifft überhaupt nicht zu, 10 = triftt voll und ganz zu) BürgermeisterInnen

Bevölkerung
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Staatsgläubig
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Unternehmerisch

Innovativ

Aktiv, initiativ

Flexibel, mobil

Selbstkritisch

Protest- und konfliktfähig

Veränderungsbereit

Grafik 1: Mentalität und Charakteristik der ÖsterreicherInnen
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Die befragten BürgermeisterInnen
neigen bei dieser Fragestellung aufgrund
ihrer besseren Kenntnis der öffentlichen
Leistungen und deren Kosten zu mehr
Zurückhaltung. Bachmayer: „Weiter
zunehmende Leistungen der öffentlichen
Hand werden weitgehend abgelehnt, nur
bei Gesundheits- und Sozialdiensten,
Sicherheit und Katastrophenschutz spre-
chen sie sich wie die Bevölkerung für
zunehmende öffentliche Leistungen aus.“ 

Ein deutlicheres Anliegen als der
Bevölkerung ist den BürgermeisterIn-
nen der Ausbau des öffentlichen Nah-
verkehrs. Darüber hinaus zeigt sich,
dass sich städtische BürgermeisterInnen
durchwegs mehr staatliche Leistungen
als ihre ländlichen KollegInnen wün-
schen, die häufiger auf private Eigenleis-
tung und -verantwortung setzen.

Skepsis bei der Finanzierbarkeit

Das Wunschkonzert der Österrei-
cherInnen über noch mehr staatliche
Leistungen weicht rasch einer deutlich
realistischeren Einschätzung, sobald die
Frage nach der Finanzierbarkeit der
gewünschten Leistungen gestellt wird.
„Mehr als die Hälfte der befragten
ÖsterreicherInnen befürchtet, dass die
öffentlichen Leistungen im bestehenden
Umfang nicht mehr finanziert werden
können. Nur jeder Dritte glaubt, dass
sich der Staat ein Mehr an Leistungen
weiterhin leisten kann“, so Bachmayer. 

Überdurchschnittlich skeptisch sind
Einkommensschwache, die Landbevöl-
kerung und jüngere Menschen, während
insbesondere Pensionisten der weiteren
künftigen Finanzkraft des Staates mehr-
heitlich vertrauen. Als Hauptgrund für
die Finanzprobleme werden die ständig
neu hinzukommenden staatlichen Leis-

ziehen und die Menschen mehr private
Eigenleistung und -verantwortung
übernehmen sollen, zeigt sich deutlich
der für (fast) alle BürgerInnen sorgende
Wohlfahrtsstaat als Wunschbild der
ÖsterreicherInnen. „Vor allem bei
sozialen Leistungen und medizinischer
Versorgung, bei Ordnung und Sicher-
heit, Ausbau des öffentlichen Nahver-
kehrs und der Kinderbetreuung will die
Mehrheit der ÖsterreicherInnen noch
mehr staatliche Leistungen als bisher“,
sagt Bachmayer. 

Bei Integrationsmaßnahmen für
Zuwanderer und in der Kulturförderung,
teilweise auch beim gebührenfreien Stu-

dium und bei Zuschüssen für Sport- und
Freizeiteinrichtungen können sich die
Menschen weniger staatliche Leistungen
und Ausgaben vorstellen (vgl. Grafik 3).

Jüngere und Ältere

Zwischen Jung und Alt sind teilweise
sehr deutliche Unterschiede erkennbar:
Ältere Menschen wünschen sich vor
allem bei Sicherheit und Sozialleistun-
gen noch mehr staatliche Fürsorge, kön-
nen sich aber im Gegensatz zur jüngeren
Generation bei Bildung, Kultur, Sport
und Freizeit ein Weniger an öffentlichen
Leistungen vorstellen.

Mehr als die Hälfte der

ÖsterreicherInnen 

befürchtet, dass die 

bestehenden öffentlichen

Leistungen nicht mehr

finanziert werden können.

Wolfgang Bachmayer
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Grafik 3: Wo mehr Staat? Wo mehr eigene Leistung/Verantwortung?
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für Volksschulkinder
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Betreuung sozialer Randgruppen
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In welchen Bereichen sollte der Staat – unabhängig von der Finanzierbarkeit – mehr Leistungen 

anbieten, wo sollte mehr auf private Eigenverantwortung und Initiative der BürgerInnen gesetzt werden

und wo ist das Verhältnis gerade richtig? (Saldo aus „Mehr Staat“ und „Mehr eigene Leistung/Verantwortung“)

BürgermeisterInnen

Bevölkerung

Mehr Staat
Mehr eigene Leistung/

Verantwortung
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tungen in Verbindung mit den sinken-
den Einnahmen aufgrund der Wirt-
schaftskrise gesehen. 

Die BürgermeisterInnen, die natur-
gemäß mehr Einblick in die budgetäre
Situation der öffentlichen Hand haben,
beantworteten die Frage nach der
Finanzierbarkeit noch kritischer als die
Bevölkerung. Bachmayer: „70 Prozent
halten die öffentlichen Leistungen in
Zukunft für nicht mehr finanzierbar. Als
Hauptgrund dafür werden immer mehr
Aufgaben und Lasten bei gleichbleiben-
den oder geringeren Mitteln für die
Gemeinden ins Treffen geführt.“

Keine zusätzlichen Schulden

Dagegen, dass zur Aufrechterhaltung
der öffentlichen Leistungen weitere
Schulden aufgenommen werden, spre-
chen sich fast 60 Prozent der befragten
BürgerInnen aus. Nur jeder Vierte
würde mehr Schulden akzeptieren (vgl.
Grafik 4). Besonders „schuldenkritisch“
sind Berufstätige sowie BewohnerInnen
des ländlichen Raumes und der westli-
chen Bundesländer. 

Noch skeptischer stehen die Bürger-
meisterInnen neuen Schulden gegen-
über. Drei von vier sind klar gegen neue
Schulden, wobei die Ablehnung in den
westlichen Bundesländern noch deutli-
cher ausgeprägt ist.

Unter der Prämisse der Finanzie-
rungsprobleme sehen die Österrei-
cherInnen durchaus Möglichkeiten von
Leistungskürzungen der öffentlichen
Hand (vgl. Grafik 5 auf Seite 10). Bach-
mayer: „In den Bereichen Integration,
Kultur, Sport, Freizeit, gebührenfreies
Studium, Nachmittagsbetreuung von
SchülerInnen und Kinderbetreuung sind
Einsparungen mehrheitlich vorstellbar.
Eindeutig Nein heißt es zu Leistungs-
kürzungen und Einsparungen bei Sozi-
alleistungen, Gesundheitsversorgung,
Sicherheit und Katastrophenschutz.“

Wenig überraschend zeigt sich, dass
sich einkommensstärkere Personen häufi-
ger für Einsparungen aussprechen als ein-
kommensschwächere. „Bemerkenswert
ist aber, dass Bewohner des ländlichen

Raumes – obwohl etwas einkommens-
schwächer als die städtische Bevölkerung
– in höherem Maße bereit wären, staatli-
che Kürzungen hinzunehmen und durch
vermehrte Eigenleistungen zu kompen-
sieren“, so Bachmayer. Auch Familien mit
Kindern würden erstaunlicherweise Kür-
zungen bei der Kinderbetreuung eher
akzeptieren als kinderlose Haushalte. 

Immerhin jeder vierte Befragte gibt
in diesem Zusammenhang an, selbst
gemeinnützige Tätigkeiten ehrenamtlich
auszuüben. „Das kommt allerdings im
ländlichen Raum deutlich häufiger vor
als in den Städten“, erklärt Bachmayer. 

Die BürgermeisterInnen setzen bei
der Frage nach Leistungskürzungen
angesichts der Finanznöte den Sparstift
noch deutlicher ein. Sie sprechen sich
bei den meisten öffentlichen Leistungen
für Kürzungen und mehr private Eigen-
leistungen aus. Sie differenzieren aller-

dings – ähnlich wie die Bevölkerung –
zwischen den verschiedenen Bereichen:
Bei Sozial- und Gesundheitsdiensten,
Sicherheit und Katastrophenschutz
sowie beim öffentlichen Nahverkehr
soll das staatliche Leistungsniveau
zumindest gleich bleiben. Kürzungen
oder Ersatz durch private Leistungen
werden hier klar abgelehnt. 

Ausbau der öffentlichen 

Leistungen in Kernbereichen

Bei der Frage nach den Erwartungen der
BürgermeisterInnen für 2010 erhoffen sich
die Befragten in den meisten Bereichen
gleichbleibende öffentliche Leistungen
bzw. gleichbleibenden Mitteleinsatz. Nur
bei der Energieversorgung bzw. Energie-
effizienz spricht eine Mehrheit von einem
höheren Mitteleinsatz als zuletzt. 

Auch bei Umwelt, Förderungen für
Wirtschaft und Arbeitsplätze, öffentli-

Eindeutig Nein heißt es zu Leistungskürzungen und Einsparun-

gen bei Sozialleistungen, Gesundheitsversorgung, Sicherheit und

Katastrophenschutz. Wolfgang Bachmayer

Die Statements von Meinungsforscher Bachmayer lösten teils heftigen Widerspruch,

teils umfassende Zustimmung beim Publikum aus

Rest auf 100 %: Weiß nicht/keine Angabe
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Grafik 4: Weitere Schulden zur Aufrechterhaltung der öffentl. Leistungen?
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UMFRAGE

chem Nahverkehr, Altenpflege, Sozial-
diensten, Gesundheitsversorgung und
Katastrophenschutz geht die Tendenz
bei der eigenen Gemeinde eher in Rich-
tung Ausbau statt Kürzung. Deutliche
Leistungskürzungen erwarten die Bür-
germeisterInnen hingegen für Kultur-,
Sport- und Freizeiteinrichtungen, Post-
dienststellen, landwirtschaftliche Förde-
rungen, bei der Schülerbetreuung, dem
örtlichen Wegenetz und der Ortsbild-
pflege.

Und? Zufrieden?

Den Abschluss der Bevölkerungs- und
BürgermeisterInnen-Befragung bildete
ein Selbst- und Fremdbildvergleich über
die Zufriedenheit der BürgerInnen mit
der Gemeindepolitik. In diesem Punkt
liegen die befragten Gruppen deutlich
auseinander: Die BürgerInnen urteilten
auf einer Skala von 1 (völlig unzufrie-
den) bis 10 (äußerst zufrieden) mit dem
exakten Mittelwert von 5,0. Sie sind also
mittelmäßig zufrieden.

Die BürgermeisterInnen sind jedoch
der Ansicht, weitaus zufriedenere
Gemeindemitglieder zu haben, und
rechneten mit der Durchschnittsnote
7,4. Bachmayer: „Dieses Missverhältnis
bei Selbst- und Fremdbild von Politi-
kern bzw. bei der Fehleinschätzung der
Bürgerzufriedenheit ist nichts ganz
Unbekanntes.“

■ Die ÖsterreicherInnen erwarten weiter-

hin eine Reihe von Leistungen der öffent-

lichen Hand, differenzieren aber klar

zwischen absolut notwendiger Leistung

(„Soziales, Gesundheit, Sicherheit und

Katastrophenschutz sind als Staatsauf-

gaben nicht verhandelbar“) und der Mög-

lichkeit, bestimmte Leistungen selbst in

die Hand zu nehmen.

■ Die ÖsterreicherInnen sehen die

Finanzierungsproblematik und die Not-

wendigkeit künftiger Leistungskür-

zungen realistischer, als Politik und

Medien zu glauben scheinen. Die

Bevölkerung verträgt und erwartet 

die Wahrheit.

■ Die zunehmende Politikverdrossenheit

der Bevölkerung scheint daher zu rüh-

ren, dass in einem Klima des Dauerwahl-

kampfes ein parteipolitisches Hochlizi-

tieren stattfindet, das zu immer mehr

Leistungsversprechen durch die Politik

führt. Nach der Wahl werden die Ver-

sprechen jedoch nicht eingehalten.

■ Eine weitere Zunahme der aktuell vor-

herrschenden Umverteilungsprozesse

oder – um es mit den Worten des Philo-

sophen Peter Sloterdijk zu sagen – die

weitere Unterstützung einer unprodukti-

ven reichen Klasse durch eine produktive

arme Klasse kann, wie in der Geschichte

schon mehrfach geschehen, zur Revolu-

tion führen. 

OGM-Chef Wolfgang Bachmayer fasst wesentliche Erkenntnisse aus der Bevölkerungs- und BürgermeisterInnen-Befragung zusammen:

WAS DIE ÖSTERREICHERiNNEN WIRKLICH WOLLEN
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Grafik 5: Leistungen des Staates bei Finanzproblemen
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In welche Bereiche sollte der Staat weniger, gleich oder mehr investieren, 

wenn die Leistungen der öffentlichen Hand im bisherigen Ausmaß nicht mehr finanzierbar sind?

(Saldo aus „mehr“ und „weniger“ öffentliche Zuwendungen)

BürgermeisterInnen

Bevölkerung

Mehr MittelWeniger Mittel
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Wirtschaftlicher
Großbrand mit
Löschschaden

Eindringliche Worte gleich zu
Beginn von Christian Ortners
Rede: „Obwohl wir es derzeit

mit einem wirtschaftlichen Großbrand
zu tun haben, wird am Ende der Wasser-
schaden, den der Staat beim Löschen
anrichtet, noch größer sein als der Scha-
den, den der Brand verursacht hat.“
Staatliches Eigentum an Unternehmen –
sei es direkt oder auch nur indirekt –
habe früher oder später noch immer im
Desaster geendet. „Das ist kein ideolo-
gisch bedingtes Glaubensbekenntnis
eines militanten Neoliberalen, sondern
ein rein empirischer Befund“, so Ortner.

Blickt man auf die österreichische
Wirtschaftsgeschichte seit 1945 zurück,
biete sich nach Meinung Ortners eine
Reihe von Belegen für diese These: vom
Zusammenbruch der Verstaatlichten
Industrie in den 1980er Jahren über die
Schieflage der seinerzeitigen Staatsbanken
Länderbank und Creditanstalt bis hin zu
den jüngsten Beispielen Austrian Airlines,
Flughafen Wien und in gewisser Weise
auch der ORF. „All diese Fälle belegen,
dass der Staat der schlechteste nur denk-
bare Unternehmer ist“, sagt Ortner. „Der
Grund dafür: Wo immer der Staat Eigen-
tümer oder Miteigentümer eines Unter-
nehmens ist, nimmt letztlich ein demokra-
tisch gewählter Politiker die Eigentümer-
rolle wahr. Ein Politiker aber versteht
immer seine Wiederwahl als oberstes
Motiv seines Handelns“, so Ortner. 

Staatsversagen als 

Ursache der Krise

Jetzt sonderlich optimistisch auf den
Staat zu setzen, sei daher aus mehreren
Gründen problematisch: erstens, weil es
eine historische Illusion sei, den staatli-
chen Interventionen in den USA der
1930er Jahre – dem sogenannten New
Deal – die Beendigung der Großen
Depression zuzuschreiben. Die Arbeits-
losigkeit sank damals zwar ein wenig,
doch Wirtschaftswachstum stellte sich
nicht ein. Zweitens, weil gerade staatli-
ches Versagen – und nicht Marktversa-
gen, sondern insbesondere das Versagen
der staatlichen Regulatoren – die wesent-
liche Ursache für die derzeitige Krise ist. 

„Unter den Augen der Regulatoren
hat ja jenes Pyramidenspiel begonnen,
das heute in der Form toxischer Papie-
re den Banken und letztlich dem Steuer-

Christian Ortner,
Kolumnist, Autor 
und bekennender 
Neoliberaler, provo-
zierte mit seinem
Impulsreferat über die
Rolle des Staates in 
der Wirtschaft höchst
unterschiedliche Reak-
tionen beim Publikum.
Ortners Kernthese: 
Der zunehmende 
Einfluss des Staates 
wird noch mehr Schaden
anrichten als die Wirt-
schaftskrise selbst. 

MEINUNG

Wir haben es nicht mit zu

wenig Kontrolle, Regulie-

rung und Aufsicht zu tun,

sondern mit zu viel von zu

wenig intelligenter und

effizienter Kontrolle.

Christian Ortner
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MEINUNG

zahler schwer im Magen liegt“, sagt
Ortner und nennt ein Beispiel, das die-
ses Staatsversagen drastisch zu veran-
schaulichen sucht: „Ein guter Freund
von mir, Vorstand einer österreichischen
Bank in Osteuropa, beschreibt es so:
Jedes Mal, wenn die Konsistenz meines
Stuhlgangs von der Norm abweicht,
muss ich das meiner lokalen Banken-
aufsicht berichten. Eine Schattenbank
auf den Cayman Islands könnte ich
gründen, ohne dass das jemanden
kratzt.“ Laut Ortner haben wir es nicht

mit einem Zuwenig an Kontrolle, Regu-
lierung und Aufsicht zu tun, sondern
mit zu viel von zu wenig intelligenter,
effizienter und smarter Kontrolle.

Wo aber ist nun der Ausweg aus der
Krise? Nach Meinung Ortners sei die
politische Klasse weltweit im Begriff,
die Krise durch eine problematische
Therapie zu „verschlimmbessern“,
indem sie eine Schuldenkrise durch
noch mehr Schulden zu lösen versucht.
Ortner: „Mir erscheint das etwa so, als
würde man den Kater nach einem Voll-
rausch durch weiteren, noch wesentlich
heftigeren Alkoholkonsum beseitigen
wollen, anstatt einen Tag lang still vor
sich hinzuleiden, sich danach aber wie-
der einigermaßen gut zu fühlen.“

Mögliche Nebenwirkungen

Die Folgen dieser Vorgehensweise, also
des weiteren Vordringens des Staates,
würden eine ganze Reihe von Neben-
wirkungen generieren, die möglicher-
weise unangenehmer als die zu therapie-
renden ökonomischen Leiden sein wer-
den. In diesem Zusammenhang nennt
Ortner zehn Punkte:
1. Die Schuldengebirge, die derzeit auf-

getürmt werden, sind die Steuern
von morgen, und die Steuern von
morgen sind der Nichtkonsum und

die Nichtinvestition von morgen. Im
Grunde ein Geschäft zu Lasten Drit-
ter, nämlich unserer Kinder.

2. Indem der Staat als Miteigentümer,
Geldgeber oder Garant vermehrt
Einfluss auf die Personal- und
Geschäftspolitik der von ihm geret-
teten Unternehmen nimmt, senkt er
die gesamtwirtschaftliche Effizienz.

3. Indem der Staat alles rettet, was groß
genug ist und sich nicht rechtzeitig
auf einen Baum flüchten kann, sendet
er ein starkes Signal aus. Es bedeutet:

Du kannst Risken eingehen, wie es
dir beliebt, und es kann dir am Ende
des Tages nichts geschehen. Ein mit
der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf-
manns agierender Wirtschaftstreiben-
der muss sich in so einem Umfeld
vorkommen wie ein Depp. 

4. Dass der Staat mit Geld, das er nicht
hat, massiv in die Märkte eingreift,
fördert eine Art von legaler politi-
scher Korruption. Denn geholfen
wird jenen ganz besonders, die den
besten Zugang zur politischen Macht
haben, und nicht jenen, deren Über-
leben aus ökonomischen Gründen
wünschenswert wäre. 

5. Die staatlichen Eingriffe schwächen

die tüchtigen Unternehmen, indem sie
den weniger tüchtigen Unternehmen
Geld des Steuerzahlers schenken. 

6. So wie Märkte zur Übertreibung nei-
gen, neigt auch politische Interven-
tion zur Übertreibung. Es ist daher zu
erwarten, dass uns die kommenden
Jahre ein Übermaß an Regulierung,
Deliberalisierung und staatlichen
Interventionen bescheren werden.

7. Die Rückkehr des starken Staates
wird auch Veränderungen in der
Massenpsychologie mit sich brin-
gen. Unternehmerisches Handeln
wird wieder diskreditiert, und der
Staatsbeamte mit Pragmatisierungs-
aussicht gilt wieder als idealer
Schwiegersohn.

8. In dem Ausmaß, in dem der Einfluss
des Staates auf die Wirtschaft steigt,
steigt auch der Einfluss der politi-
schen Parteien und damit die Abhän-
gigkeit des Einzelnen von diesen Par-
teien, die wieder mehr Einfluss auf
die Verteilung von Jobs, Krediten
und Wohnraum bekommen.

9. Wer sich noch daran erinnern kann,
wie lange es früher dauern konnte,
bis man von der Post einen Viertel-
anschluss zugeteilt bekam, der weiß
um die Vorteile von Privatisierung
und Deregulierung in Österreich. 

10.Die Erfahrung lehrt uns, dass sich der
Staat nur ungern wieder zurückzieht,
wenn er sich einmal irgendwo einge-
nistet hat. Auch in diesem Zusam-
menhang gilt: Es ist wesentlich einfa-
cher, aus Eiern ein Omelett zu
machen als aus einem Omelett Eier.

Autoritäre Systeme

Nach Meinung Ortners werden alle
staatlichen Eingriffe in die Wirtschaft
Wachstum und Wohlstand kosten und
nicht weniger Schaden anrichten als die
Krise selbst. Das könnte – demokratie-

politisch betrachtet – dazu führen, dass
autoritäre Systeme insgesamt an Attrak-
tivität gewinnen. Ortner: „Um das zu
verhindern, gibt es nur einen einzigen
Weg: dass die Politiker in den demokra-
tischen Staaten den Mut aufbringen,
ausnahmsweise auch einmal höchst
unpopuläre Entscheidungen zu treffen –
selbst auf die Gefahr hin, dafür vom
Wähler bestraft zu werden.“

Die Erfahrung lehrt uns, dass sich der Staat nur 

ungern wieder zurückzieht, wenn er sich einmal 

irgendwo eingenistet hat. Christian Ortner

Politiker müssen den Mut aufbringen, 

auch unpopuläre Entscheidungen zu treffen. Christian Ortner



Mit der Kraft der 
Regionen in die Zukunft

2009   KOMMUNALE SOMMERGESPRÄCHE 13

WORKSHOPS

Große Chancen für
kleine Strukturen

In der Kleinheit liegt die Kraft.“ Die-
ser Leitsatz gilt nicht nur in hohem
Ausmaß für die österreichische Wirt-

schaft, die weitgehend von Klein- und
Mittelbetrieben (KMU) getragen wird,
sondern auch für die Gemeinden und
Regionen. Lokale und regionale Konzep-
te und Initiativen gewinnen immer mehr
an Bedeutung – nicht zuletzt, weil auch

die Menschen zunehmend das Bedürfnis
nach Überschaubarkeit haben. 

Gerade im Klimaschutz bzw. bei der
Verwendung ökologisch nachhaltiger
Energieformen bieten kleine Strukturen
eine große Chance, die in Österreich –
schon weit mehr als in vielen anderen
europäischen Ländern – genutzt wird. In
manchen Bereichen ist Österreich europa-

weiter Vorreiter, während in anderen noch
beträchtliche Potenziale schlummern.
„Um diese Potenziale zu heben“, so
Christian Hasenleithner, Geschäftsführer
der Energie AG Oberösterreich Wasser
GmbH, „müssen sich die Regionen Frei-
räume verschaffen und Energie, Ressour-
cen, Geld und vor allem Kreativität für die
Entfaltung ihrer grünen Kräfte bündeln.“ 

Wenngleich das schöne Sommerwetter in Bad Aussee

am Nachmittag des zweiten Veranstaltungstages eher zu

sportlichen Outdoor-Aktivitäten als zu konzentrierter

Arbeit im Kurhaussaal einlud, blieben doch alle Teil-

nehmerInnen der Kommunalen Sommergespräche 

den Veranstaltern treu und besuchten äußerst zahlreich

die angebotenen Workshops, um gemeinsam Lösungen

für die Zukunft zu erarbeiten. 

Im Rahmen von drei Parallelworkshops, die im Kurhaus

und im nahe gelegenen ÖGB-Haus stattfanden, wurden

folgende Themen diskutiert: „Die Kraft der Regionen

inkl. ‚grüner’ Aufschwung“, „Die Verstaatlichung der

Erziehung und des Alterns“ sowie „Lösungsansätze für

Infrastrukturinvestitionen“.

Die Einleitung in die zweistündigen Workshops erfolgte

jeweils durch einen Gastredner bzw. eine Gastrednerin,

die Moderation übernahmen namhafte Redakteure

österreichischer Medien. Die Inhalte und wichtigsten

Ergebnisse der Arbeitsgruppen sind nachfolgend

zusammengefasst.

Der grüne Aufschwung werde die 
aktuelle Wirtschaftskrise zwar nicht 
beseitigen, er könne aber wesentlich 

zu deren Bewältigung beitragen. 
So lautete der Tenor im Workshop 

von Christian Hasenleithner 
und Manfred Perterer.

Manfred Perterer von den Salzburger Nachrichten (li.)

und Christian Hasenleithner, Geschäftsführer der 

Energie AG Oberösterreich Wasser GmbH (re.) 
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Den Aufgabenkatalog der

Gemeinden entrümpeln

Die Schaffung von Freiraum könne, so
die einhellige Meinung der Workshop-
teilnehmerInnen, durch eine Aufgaben-
und Verwaltungsreform sowie die geord-
nete, wohl durchdachte Privatisierung
einzelner Aufgaben der Daseinsvorsorge
erfolgen. Im Sinne der Subsidiarität soll-
ten sämtliche öffentlichen Aufgaben hin-
terfragt und nach entsprechender „Ent-
rümpelung“ des Aufgabenkatalogs die
Erledigung jenen Stellen zugeordnet wer-
den, die dafür am besten geeignet sind.  

Bei der Erfüllung von Aufgaben der
Daseinsvorsorge sei freilich zu gewähr-
leisten, dass die Regionen und Kommu-
nen die tarifliche, soziale und infrastruk-
turelle Hoheit weiterhin behalten.
Gemeindebund-Präsident Helmut
Mödlhammer: „Ich muss als Bürgermei-
ster nicht bestimmen, welche Früh-
stückseier im Seniorenheim gekocht
werden, aber ich muss bestimmen kön-
nen, wer einen Heimplatz bekommt und
welche Tarife verlangt werden.“ Oder
wie es Energie AG OÖ-Geschäftsführer

Hasenleithner ausdrückte: „Möglichst
wenig besitzen, aber über möglichst viel
bestimmen.“ Nach diesem Motto ist sei-
nem Unternehmen in Südböhmen eine
Privatisierung im Bereich Wasserwirt-
schaft gelungen. „Die Infrastruktur befin-
det sich dort nach wie vor im öffentlichen
Eigentum, die Energie AG betreibt aber
die Versorgung von 540.000 Einwohnern
mit Wasser, die Entsorgung der Abwässer
von 460.000 Menschen und pflegt insge-
samt rund 7.700 Kilometer Netz und 470
Anlagen. Die Wertschöpfung bleibt damit
in der Region, gut 1.000 Menschen haben
hier einen Arbeitsplatz gefunden“, so
Hasenleithner.

Konkrete Maßnahmen 

Hinsichtlich der Unterstützung des
konjunkturellen Aufschwungs durch
vermehrte Bedachtnahme auf Klima-
schutz und umweltfreundliche Energie
haben die WorkshopteilnehmerInnen
folgende Vorschläge erarbeitet:
■ Steigerung der Energieeffizienz der

öffentlichen Gebäude innerhalb der
eigenen Kommunen

■ Ausschreibung von öffentlichen Auf-
trägen unter ökologischen Gesichts-
punkten

■ Raumordnungsplanung unter Vermei-
dung hoher Infrastruktur-Folgekosten

■ Beratung der BürgerInnen in Energie-
fragen

■ Ökologische Ausrichtung beim Ein-
kauf von Sachgütern und Lebensmitteln

■ Verstärkte grenzüberschreitende
Zusammenarbeit von Gemeinden,
etwa durch den gemeinsamen Bau und
Betrieb von Umwelteinrichtungen

Darüber hinaus waren sich die
WorkshopteilnehmerInnen einig, dass
die Gemeinden Vorbildwirkung auf ihre
BürgerInnen haben: Gehen die Kom-
munen mit gutem Beispiel voran, folgen
die Menschen. Aus diesem Grund soll-
ten die Gemeinden selbst möglichst viele
alternative Energieressourcen nützen
und deren Einsatz – beispielsweise die
Errichtung von Photovoltaik-Anlagen
auf den Dächern öffentlicher Gebäude
oder die umweltfreundliche Gebäudesa-
nierung – fördern.

Als positives Beispiel wurde Güs-
sing im Burgenland erwähnt. Dort sei es
gelungen, eine Region mit 27.000 Ein-
wohnerInnen energieautark zu machen.
Außerdem entstand damit ein starker
wirtschaftlicher Zweig für umwelt-
freundliche Technologien. Das Ziel ist
also nicht nur der Beitrag zum Klima-
schutz, sondern auch die Entwicklung
einer wirtschaftlichen Kraft, die aus der
Region selbst kommt und neue Arbeits-
plätze schafft.

■ In Österreich gibt es derzeit zwischen

2.500 und 3.000 Kleinwasserkraftwerke.

Sie erzeugen rund 9 Prozent des Strom-

bedarfs. Die größten Anteile haben Ober-

und Niederösterreich.

■ Aktuell sind mehr als 600 Windkraftan-

lagen in ganz Österreich in Betrieb.

Allein in Niederösterreich könnte der

Ausbau der Windkraft 2 Milliarden Euro

an Investitionsvolumen auslösen.

■ Eine Erfolgsgeschichte ist auch die

Entwicklung von Solar- und Photovoltaik-

anlagen, vor allem im privaten Hausbau.

Bald wird die Solaranlage am Dach zum

Standard bei der Errichtung von Einfami-

lienhäusern gehören.

■ Den größten Zuwachs konnten in den

vergangenen Jahren die vielfach von

Gemeinden errichteten und betriebe-

nen Biomasse- und Nahwärmeanlagen

verzeichnen. Gerade die Vorbildwir-

kung der Gemeinden ist hier essenziell

und mit hohen Kosteneinsparungen

verbunden.

■ Zuletzt haben die Förderungsmaßnah-

men für thermische Sanierungen große

Investitionsvolumina ausgelöst. Damit ist

die „grüne Revolution“ zu einem bedeu-

tenden Wirtschaftsfaktor für Österreich

geworden.

GRÜNE ERFOLGE IN DER ALPENREPUBLIK

Intensiver Ideenaustausch zum Thema „Grüner Aufschwung“
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Zugegeben, der volle Titel des
Workshops klang in der Ankün-
digung reichlich sperrig: „Die

Verstaatlichung der Erziehung und des
Alterns und die Lasten daraus für Städ-
te und Gemeinden“. Abschrecken ließen
sich die TeilnehmerInnen davon nicht.
Die Debatte über die zahlreichen
Aspekte dieses überaus aktuellen und
heiklen Themenkreises verlief äußerst
lebhaft. 

Fazit: Die gesellschaftliche Entwick-
lung ist im Hinblick auf die künftige
Finanzierbarkeit von Sozialwesen und
Erziehung bedenklich, die Gemeinden
geraten immer stärker in eine fatale
Kostenschere. Damit wird die zuneh-
mende Verstaatlichung von Familie,
Erziehung und des Alterns zu einer der
schwierigsten Herausforderungen für
die Kommunen. Insbesondere seien die
anstehenden Finanzierungsfragen im
Hinblick auf die Betreuung von Kin-
dern und älteren Menschen zu lösen. 

Kindergartenverpflichtung nur

bei Kostenfreiheit für die Eltern

Für die Einführung der für alle Fünf-
jährigen verpflichtenden Gratiskinder-
gärten sind laut Staatssekretärin Marek

bis 2013 etwa 70 Millionen Euro pro
Jahr erforderlich. Dazu kommen weite-
re 700.000 Euro jährlich für bedarfsge-
rechte innovative Betreuungsprojekte.
Für die Schaffung von zusätzlichen
Kinderbetreuungsplätzen stellt der

Entprivatisiert erzogen, 
verstaatlicht gealtert

■ Im Jahr 2050 wird Österreich rund 9,5 Millionen Einwohner haben. Derzeit sind es

etwa 8,3 Millionen.

■ 2030 werden schon mehr als 30 Prozent der Bevölkerung älter als 60 Jahre sein.

Derzeit sind es rund 22 Prozent.

■ Aktuell leben in Österreich 2,3 Millionen Familien.

■ Die Zahl der Single-Haushalte beträgt rund 1,2 Millionen. Das entspricht einer

Zunahme seit 1985 um 61 Prozent.

■ 1,1 Millionen Ehepaare (42 Prozent) haben Kinder, 6 Prozent der Österrei-

cherInnen wohnen in Lebensgemeinschaften mit Kindern.

■ Alleinerziehend sind 11 Prozent der Mütter und 2 Prozent der Väter. 

■ 9 Prozent aller Familien sind Patchwork-Familien. 

■ Insgesamt werden aktuell rund 315.000 Kinder in Krippen, Kindergärten, Horten,

bei Tageseltern und in Kindergruppen betreut.

ZAHLEN UND FAKTEN ZUR 
DEMOGRAFISCHEN ENTWICKLUNG IN ÖSTERREICH

Gastrednerin Christine Marek, Staatssekretärin im Bundesministerium für Wirtschaft, 

Familie und Jugend, und Moderator Alfred Payrleitner von der Tageszeitung Kurier

Immer mehr 
Menschen werden

immer älter, immer
mehr Kinder 

müssen außerhalb
der Familie betreut

werden. Über die
Problematik der
demografischen 

Entwicklung und 
die zunehmend

schwierige Finan-
zierbarkeit sozialer

Leistungen durch 
die Gemeinden 

diskutierten Staats-
sekretärin Christine

Marek und Alfred
Payrleitner mit 

ihren Workshop-
teilnehmerInnen.
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Bund den Ländern und Gemeinden
insgesamt 45 Millionen Euro für die
Jahre 2008 bis 2010 zur Verfügung.
„Der Schwerpunkt liegt dabei im Aus-
bau des Kinderbetreuungsangebots für
die Unter-Dreijährigen“, so Marek.
Rechnung getragen werden müsse
außerdem dem Umstand, dass viele
österreichische Kinder im schulfähigen
Alter Sprachschwierigkeiten haben.
Eine adäquate Betreuung für diese Kin-
der sei erforderlich. 

Happy Learning

Geplant sind laut Marek auch der mut-
tersprachliche Unterricht für Migran-
tenkinder, eine akademische Ausbildung
für KindergärtnerInnen sowie die
gemeinsame Betreuung von Kindergar-
tenkindern mit Schulkindern am Nach-
mittag. Eine erfolgreiche Initiative die-
ser Art gebe es bereits in Oberöster-
reich unter dem Titel „Happy Lear-
ning“. 

Dass Bildung schon im Kindergar-
ten beginnen solle, darüber waren sich
die WorkshopteilnehmerInnen einig.

Marek: „Bildungsdefizite können auch
Entwicklungsdefizite sein, Bildungs-
politik ist damit Sozialpolitik.“

Steigender Pflegebedarf

Zum Thema Pflege war zu hören, dass
etwa 80 Prozent der Pflegebedürftigen
auch heute noch in der Familie gepflegt
werden – und zwar überwiegend von
Frauen über 61 Jahren. Diese Tatsache
ändere jedoch nichts daran, dass der
Bedarf an anderen und zusätzlichen Pfle-
gemöglichkeiten künftig deutlich steigen
wird. Durch die verbesserten medizini-
schen Maßnahmen werden die Menschen
rascher geheilt, leben länger, werden im
Alter jedoch zunehmend alleingelassen.
„Vor 40 Jahren war die Betreuungsdauer
alter Menschen sechs Monate, heute liegt
sie im Schnitt bei sieben Jahren“, so
Staatssekretärin Marek. Hier gelte es,
innovative Wege zu gehen, die generatio-
nenübergreifend sind – etwa das „Haus
der Generationen“, das neben einem
Kindergarten und Eltern-Kind-Zentrum
auch ambulante Betreuungsdienste und
ein Pflegeheim umfasst.

Im Jahr 2007 lag die Summe der
direkten Bruttoinvestitionen des
Staates bei 5,4 Milliarden Euro. Die

österreichischen Gemeinden waren
dabei mit 2,2 Milliarden Euro der größ-
te öffentliche Investor. Wie wird es in
Zukunft aussehen? 

So viel steht fest: Die Anforderun-
gen an die öffentliche Hand als Investor
werden immer größer, die Geldmittel
jedoch immer weniger. Die kommuna-
len Haushalte wollen und können sich
nicht auf Dauer verschulden. Investitio-
nen werden daher wohl oder übel aufge-
schoben, und die Gefahr ist groß, dass
auch besonders dringend erforderliche
Investitionen davon betroffen sind.

Außer: Es kommt möglichst rasch
zu einer stärkeren Differenzierung
zwischen Investitionsvorhaben, die aus
den Haushalten finanziert werden, und
Finanzierungen in Form von Projekt-
strukturen. „Die Umsetzung kommu-
naler und infrastrukturnaher Projekte
verlangt projektorientierte Lösungsan-
sätze und ein Abrücken von traditio-
nellen, allgemeinen Finanzierungen hin
zu privatrechtlich strukturierten Pro-
jektlösungen“, so die Kernaussage von
Michael Grubmann, Leiter der Ver-
kehrs- und Infrastrukturpolitik der
Wirtschaftskammer Österreich. 

„Ein möglicher Lösungsansatz ist
der vermehrte Einsatz von Public-Priva-
te-Partnership-Modellen“, so Kommu-
nalkredit-Vorstand Alois Steinbichler.
Sie können ab einem bestimmten Inves-
titionsvolumen aus folgenden Gründen
sinnvoll sein:

Großes Interesse der WorkshopteilnehmerInnen am Thema „Erziehung und Altern“

Wirtschaftskammer-Experte Michael Grubmann

(li.) und Moderator Stefan Janny von der 

Wiener Zeitung (re.)

WORKSHOPS
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Public-Private-
Partnership oder 
Pay-Pay-Pay?

Die TeilnehmerInnen des dritten Work-
shops hatten es sich zum Ziel gesetzt,

gemeinsam mit Michael Grubmann,
Verkehrs- und Infrastrukturexperte der

Wirtschaftskammer, und unter der 
Leitung von Redakteur Stefan Janny

Lösungsansätze für Infrastruktur-
investitionen zu entwickeln. 

■ PPP-Modelle ermöglichen die direkte
Zurechenbarkeit von Ertragsströmen
und Aufwandsstrukturen zum jewei-
ligen Projekt.

■ PPP-Projekte werden in der Regel
genauer durchgerechnet und bieten
damit einen besseren Überblick über
die Errichtungs- und Betriebskosten.

■ Durch die präzisere Kalkulation kann
der nutztragenden Bevölkerung deut-
licher aufgezeigt werden, was ein
bestimmtes Investitionsvorhaben
kostet (verbesserte Abwägung von
Kosten und Nutzen).

PPP-Modelle seien jedoch kein All-
heilmittel und nicht in jedem Fall ein-
setzbar, waren sich die Workshopteil-
nehmerInnen einig. Vor allem müssten
folgende Aspekte stärker berücksichtigt
werden:
■ Infrastrukturprojekte haben eine Kapi-

talbindungsdauer von 30 bis 50 Jahren.
Die Unterstützung solcher Fris-
tigkeiten kann vom privaten Finanzie-
rungssektor nur unter bestimmten 
Voraussetzungen erwartet werden. 

■ Die Ausgliederung gewisser Leistun-
gen aus dem öffentlichen Bereich muss
mit einer entsprechenden Bepreisung
nach privatwirtschaftlichen Gesichts-
punkten einhergehen. Bloße Ausglie-
derungen können zwar zur Errei-

von PPP-Projekten kann die nachfolgen-
den Investitions- und Erhaltungskosten
reduzieren und vermeiden, dass aus dem
PPP-Projekt eine Kostenfalle nach dem
Motto „Pay-Pay-Pay“ wird.

Im Rahmen des Workshops wurde
auch eine Reihe von Anregungen und
Forderungen entwickelt, die die Lösung
der Problematik bei der Infrastrukturfi-
nanzierung unterstützen sollen.
Genannt wurden unter anderem die
Durchforstung des Aufgabenkatalogs
für Gemeinden; die Erstellung eines
Katalogs bzw. Vertragsleitfadens, der
festlegt, welche Projekte PPP-fähig sind;
die Schaffung eigener PPP-Ausschrei-
bungsgesetze nach dem Vorbild anderer
Länder (etwa Deutschland) und eines
PPP-Kompetenzzentrums sowie die
Erwägung genossenschaftlicher Model-
le als weitere Alternative zur Finanzie-
rung von Infrastrukturprojekten.

chung stabiler Preise führen, sind aber
nicht automatisch kostendeckend und
damit „wirtschaftlich“. 

■ Bei der Vorbereitung von PPP-Projek-
ten dürfen nicht nur die Errichtungskos-
ten betrachtet werden. Es müssen insbe-
sondere die Betriebs- und Erhaltungs-
kosten berücksichtigt werden. In den
kommenden Jahren stehen vor allem
Erneuerungs- bzw. Erhaltungsinvesti-
tionen für Großprojekte aus den 1960er
und 1970er Jahren an. Hier wird massi-
ver Investitionsbedarf auf die Gemein-
den zukommen. Eine besonders gute,
umfassende Planung und Vorbereitung

Kommunalkredit-Generaldirektor Alois Steinbichler im Infrastruktur-Workshop zum Thema 

Zinsentwicklung und deren Auswirkungen auf künftige Finanzierungen

WORKSHOPS



Die Quadratur 
des Kreises

Staatsnahe Unter-
nehmen haben es 
im Spannungsfeld 

zwischen Versorgungs-
auftrag und Gewinn-

optimierung nicht
leicht. Das zeigte eine

mit führenden Wirt-
schaftsbossen besetzte

Podiumsdiskussion zum
Ausklang des zweiten

Veranstaltungstages.
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Den Nahverkehr ausbauen und
dabei gleichzeitig Gewinne
einfahren? Die Bevölkerung

bis in entlegene Regionen mit Post-
dienstleistungen versorgen und dennoch
profitabel bleiben? Sozialverträglich
agieren und trotzdem eine bestimmte
Rendite erbringen? 

Nein, es ist hier nicht die Rede von der
eierlegenden Wollmilchsau, sondern von
den großen österreichischen Versorgungs-
betrieben ÖBB, Post, Telekom und Ver-
bund. Sie alle haben eines gemeinsam: Sie
stehen täglich vor dem Dilemma, einerseits
einen Versorgungsauftrag erfüllen und den
Wünschen der Politik nachkommen zu
müssen, andererseits den Renditeerwar-
tungen ihrer marktwirtschaftlich orientier-
ten Eigentümer zu entsprechen.

Das bedeutet die „Quadratur des Krei-
ses“, wie es Kommunalkredit-General
Alois Steinbichler formulierte. Und die ist
bekanntlich nicht so einfach zu bewerk-
stelligen. Post-General Rudolf Jettmar:
„Die Post ist ein börsenotiertes Unterneh-
men, das unter Rahmenbedingungen wirt-
schaftet, die von der Politik geschaffen

wurden: auf der einen Seite Privatisierung
und Liberalisierung, auf der anderen Seite
die Universaldienstverordnung.“ 

Den Vorwurf, dass die Post durch die
Schließung von Postämtern die Nahver-
sorgung gefährde, lässt Jettmar nicht gel-
ten: „Wir schließen nicht Postämter, son-
dern wechseln nur das Betreibermodell.“

Betriebswirtschaftlich 

entscheiden

In einem ähnlichen Zwiespalt sieht sich
die Telekom Austria, die in den kom-
menden Jahren rund 1 Milliarde Euro
für den Ausbau der Bandbreite einset-
zen will. „Wir stehen vor der Frage, wie
wir den Versorgungsgrad in Österreich
erhöhen und dabei gleichzeitig die Effi-
zienz im Hintergrund verbessern kön-
nen. Weil wir angehalten sind, betriebs-
wirtschaftlich zu entscheiden, gibt es
auch Bereiche, in denen wir nicht aus-
bauen“, so Walter Goldenits, Vorstands-
direktor für Technik und Infrastruktur
bei der Telekom Austria.

Investitionen im Ausmaß von 1,3
Milliarden Euro – davon 80 Prozent in
Österreich – will der Verbund vorneh-
men. Laut Verbund-Vorstandsdirektor
Christian Kern keine so einfache Sache,
denn „wir stoßen des Öfteren auf Wider-
stände wie einen zu technokratischen

Dialog oder zu starke Einzelinteressen,
die einen Rückkoppelungseffekt zur
Politik haben. Wenn wir keine ‚kaliforni-
schen Verhältnisse‘ wollen, muss von der
Ordnungspolitik verlangt werden kön-
nen, dass die richtigen Rahmenbedingun-
gen zur Aufrechterhaltung der Versor-
gungssicherheit geschaffen werden. Dazu
gehört auch die Diskussion der Frage,
was uns wichtig ist: Soll der Strompreis
niedrig sein oder wollen wir Weltmeister
im Bereich erneuerbare Energien sein?“ 

Enger Schulterschluss

Massive Investitionen zur Modernisie-
rung des bestehenden Schienennetzes
stehen nach Aussagen von ÖBB-Gene-
ral Peter Klugar ganz oben auf der Kon-
zernagenda. „Die Schiene ist ein
Zukunftsmarkt in all jenen Bereichen, in
denen es ein bestimmtes Mindestauf-
kommen gibt. Dort, wo ein solches
nicht erzielt werden kann, braucht es
alternative Lösungen – zum Beispiel die
Kombination von Bahn und Bus.“

Auf die Frage von Moderator Gerald
Groß, welche Wünsche sie an die
Gemeinden hätten, waren sich die Wirt-
schaftsbosse einig: mehr Zusammenar-
beit und ein enger Schulterschluss, um
künftig rascher zu guten Lösungen im
Sinne aller zu gelangen.

Hochkarätige Besetzung des Wirtschaftspodiums mit Kommunalkredit-General Alois Steinbichler, 

Post-General Rudolf Jettmar, Verbund-Vorstandsdirektor Christian Kern, Moderator Gerald Groß, 

Telekom-Vorstandsdirektor Walter Goldenits und ÖBB-General Peter Klugar (von links nach rechts)
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Zeit für
Reformen

In seinem Impulsreferat am letzten Veranstaltungs-
tag fand Claus Raidl, OeNB-Generalratspräsident

und Böhler-Uddeholm-Vorstand, sehr klare Worte
zur Rolle des Staates in der Wirtschaft und forderte

einmal mehr die seiner Meinung nach längst 
überfällige Verwaltungsrefom ein.

Die Wirtschaft befindet sich in
einer schlechten Situation, in
der die Spielregeln neu

gemacht werden müssen. Zu glauben,
dass es nach der Krise so weitergehen
kann wie vorher, ist ein Irrglaube“, so
Claus Raidl, Präsident des Generalrates
der Oesterreichischen Nationalbank
und Vorstandsvorsitzender von Böhler-
Uddeholm, zu Beginn seiner Rede.
„Und zu glauben, dass man sich im
Moment auf die Präzision von Wirt-
schaftsprognosen verlassen kann, ist
ebenfalls ein Irrglaube. Man muss froh
sein, wenn das Vorzeichen stimmt, alles
andere gehört in den Bereich der Wirt-
schaftsbelletristik.“ 

Temporärer Stabilisator

Nun, das Vorzeichen ist deutlich nega-
tiv. Aktuell gehen die Wirtschaftsfor-
scher von einem Schrumpfen der Wirt-
schaft von zumindest 4 Prozent aus.
Raidl: „Vor diesem Hintergrund muss
man anerkennen, dass dem Staat als tem-
porärem Stabilisator von Eigentum und
Stimulator von Nachfrage eine wichtige
Rolle zukommt.“ Hätte der Staat zum
Beispiel durch das Schnüren des Ban-
kenpakets nicht wieder das Vertrauen in
die Banken und vor allem der Banken
untereinander hergestellt, wäre es zu

einem Desaster gekommen. Es sei
schließlich ein Unterschied, ob ein Kra-
wattenhändler in Konkurs geht oder
eine Bank. 

Durchaus lobenswert

„Ich denke, man kann durchaus loben,
was die Bundesregierung bisher zur
Bewältigung der Krise unternommen
hat – wobei es natürlich leichter ist, Mil-
liarden für die Rekapitalisierung von
Banken, Kredithaftungen, Konjunktur-

belebungspakete und steuererleichtern-
de Maßnahmen auszugeben, als dieses
Geld einzunehmen“, so Raidl. Man
dürfe aber nicht außer Acht lassen, dass
die Sparneigung eines zusätzlich ver-
dienten Euro in Krisenzeiten  sehr hoch
ist. „Die Maßnahmen zur Konjunktur-
belebung müssen deshalb vor allem in
den untersten Einkommensgruppen
ansetzen“, fordert Raidl. 

Nicht zu vergessen bei aller finan-
zieller Unterstützung: Der Staat müsse
sich auch gewisse Aufsichtsrechte

sichern, um einem Moral-Hazard-Ver-
halten entgegenzuwirken. „Aus der
Geschichte wissen wir, dass in verstaat-
lichten Institutionen oft wenig Risikobe-
wusstsein herrscht, weil es nicht um das
eigene Geld geht“, sagt Raidl und erin-

nert an die Ölspekulationen, die der
österreichischen Verstaatlichen Industrie
in den 1980er Jahren zum Verhängnis
geworden waren.

Klartext reden

Zusätzlich zur Sicherung adäquater
Aufsichtsrechte müsse der Staat die
Krise nützen, um die Wachstums-
chancen der Wirtschaft vor allem über
Verbesserungen im Bildungs- und Regu-
lierungssystem, über mehr Forschung

Die Verwaltungsreform ist wie eine Fata Morgana: 

Sobald sie bei den Budgetverhandlungen angesprochen wird,

verschwindet sie. Claus Raidl



„An Grenzen 
gehen und 

dennoch erfolg-
reich sein“
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DEBATTE

& Entwicklung sowie Innovationen zu
sichern. „Außerdem werden wir nicht
um einnahmenseitig wirkende Maßnah-
men herumkommen“, ist Raidl über-
zeugt. „Wir müssen ja diese ganze
Menge an Schulden, die jetzt angehäuft
werden, wieder zurückzahlen. Allein
der Zinsendienst für die Staatsschuld be-
trägt heuer schon mehr als 7 Milliarden
Euro, 2013 werden es rund 11 Milliar-
den Euro sein. Das muss man der Bevöl-
kerung einmal klar sagen.“

Wird (sich) der Staat angesichts die-
ser Zahlen künftig überhaupt noch
etwas leisten können? Raidl: „Der Staat
könnte eine ganze Menge leisten, wenn
alle Vorschläge zur Verwaltungsreform
umgesetzt wären. Leider ist dem nicht
so. Die Verwaltungsreform ist wie eine
Fata Morgana: Sobald sie bei den Bud-
getverhandlungen angesprochen wird,
verschwindet sie.“ 

Die beste Zeit für Reformen

Sehr konkret formuliert Raidl dann
auch Vorschläge für erste Schritte in der
Verwaltungsreform: So sollten etwa die
Spitäler in Bundeskompetenz überge-
führt werden und „jener Landesrat, der
am meisten schreit, zum Spitalsminister
gemacht werden“. Im Schulbereich soll-
ten die Landes- und Bezirksschulräte
abgeschafft und das Pensionsrecht ange-
passt werden.

Raidls Ansicht nach könne man
auch ruhig die Bezirkshauptmannschaf-
ten abschaffen und deren Zuständigkei-
ten auf Gemeindeebene verlagern. Raidl:
„Langsam habe ich das Gefühl, dass
Österreich bislang keine Krise groß
genug war, um sich zu einer Verwal-
tungsreform durchzuringen. Überden-
ken wir doch endlich all diese Punkte. In
der aktuellen Krise ist die beste Zeit
dazu.“

Wir werden nicht um 

einnahmenseitig 

wirkende Maßnahmen 

herumkommen. Claus Raidl

Im Anschluss an Claus Raidls Impulsreferat
zum Thema „Was kann der Staat (sich) 
leisten?“ und als Abschluss der vierten

Kommunalen Sommergespräche in Bad
Aussee diskutierten Bundes-, Landes-,

Gemeindepolitiker und Kolumnist 
Christian Ortner gemeinsam mit Claus

Raidl über einige seiner zuvor getroffenen,
durchaus provokanten Aussagen. 

Im Folgenden ein Auszug aus den 
Podiums- und Publikumsmeldungen.

... zur Abschaffung der Bezirkshauptmannschaften ...

„Die Forderung nach der Abschaffung der Bezirkshauptmannschaften und die Ver-

lagerung der Agenden auf Gemeindeebene halte ich für Humbug. Gerade in den

letzten Jahren haben sich die Bezirkshauptmannschaften zu bürgernahen Service-

einrichtungen entwickelt mit besonderer inhaltlicher Kompetenz. Nicht jede

Gemeinde kann sich die Experten zur Sicherstellung dieser Kompetenz leisten.“ 

Johanna Mikl-Leitner,

NÖ Landesrätin für Soziales, Arbeit und Familie 

... zur Ansicht, dass es bis jetzt keine 

Fortschritte in der Verwaltungsreform 

gegeben habe ...

„Es ist durchaus nicht so, dass in der Ver-

waltungsreform nichts weitergegangen

wäre. Wir haben zum Beispiel die Zahl der

Finanzämter reduziert bzw. zu Einheiten

zusammengefasst. Wir sind ja gezwungen,

Reformen durchzuführen, und werden

sicher noch weitere in dieser Legislatur-

periode sehen.“

Reinhold Lopatka (Bild links),

Staatssekretär im Bundesministerium für Finanzen 
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... zur Forderung nach rascheren Fortschritten bei der 

Verwaltungsreform ...

„Claus Raidl hat recht: Die Not und der Druck der aktuellen Wirt-

schaftskrise sind noch zu gering, um in der Verwaltungsreform

wirklich große Sprünge nach vorne zu erzielen. Allerdings halte

ich die Verlagerung der Generalkompetenz für Kinderbetreuung

auf Gemeindeebene für nicht sinnvoll. Ich befürchte, dass es

dadurch zu einer Aushöhlung des ländlichen Raumes kommt.“ 

Johanna Mikl-Leitner, 

NÖ Landesrätin für Soziales, Arbeit und Familie 

„Ich teile Claus Raidls Meinung bei der Spitalsfrage. Spitäler

betreiben und erhalten, können die Länder besser als wir. Wir

übernehmen dafür gerne die Kinderbetreuung. Ich denke auch,

dass wir die Fülle von Schulräten nicht brauchen, und wir sind

bereit zu sagen, dass wir als Gemeinde nicht unbedingt Schul-

erhalter sein müssen. Es täte uns gut in Österreich, wenn wir

einmal auf Bundes- und Landesebene einen Stopp bei jenen

Gesetzen einführen könnten, die die Gemeinden zur Durchfüh-

rung und Verwaltung von Vorschriften zwingen. Außerdem soll-

ten Bedarfszuweisungen nach sachlichen Kriterien und nicht

nach parteipolitischer Zugehörigkeit erfolgen.“

Helmut Mödlhammer,

Präsident des Österreichischen Gemeindebundes

„Die Verwaltungsreform ist eine zähe Geschichte, aber wert,

angegangen zu werden. Das Problem: Seit Österreich Mitglied

der EU ist, wurden innerhalb unserer Staatsgrenzen keine

Zuständigkeiten aufgegeben, doch mit der EU ist eine neue

Ebene hinzugekommen. Bei der Durchführung der Verwaltungs-

reform halte ich es für sehr wichtig, die Beamten einzubinden.“

Andreas Schieder,

Staatssekretär im Bundesministerium für Finanzen

„Was ich in der Diskussion um die Verwaltungsreform vermis-

se, ist der Umstand, dass sie offenbar niemandem so sehr ein

Anliegen ist, um tatsächlich vorangetrieben zu werden. Zudem

fehlt mir das Gesamtbild für die Verwal-

tungsreform. Es braucht ein gutes Bild,

und das darf nicht nur Einsparen heißen.

Es muss der Nutzen für die BürgerInnen,

die Beamten, die Politik, die Betroffenen

und all diejenigen, die dafür etwas herge-

ben müssen, herausgearbeitet werden.“

Karin Gastinger,

ehemalige Justizministerin 

... zur steigenden Verschuldung ...

„Ich halte es für vertretbar, dass in der

Krise die öffentliche Verschuldung in die

Höhe schnellt. Wir verjubeln das Geld ja

nicht. Natürlich brauchen wir auch Per-

spektiven, wie das Geld wieder zurück-

kommen kann.“

Andreas Schieder (Bild rechts),

Staatssekretär im Bundesministerium 

für Finanzen

... zur Forderung, den BürgerInnen reinen Wein 

einzuschenken ...

„Warum tut die große Koalition nicht das, was ihr einziges

Asset wäre: den Leuten sagen, dass höhere Steuern 

kommen müssen, um die Schulden zu finanzieren, und dass 

das vielleicht wehtun wird?“

Christian Ortner,

Kolumnist 

„Am Wahltag wird kein Politiker dafür belohnt, dass er unpopu-

läre Maßnahmen ankündigt. Es geht in der Politik darum, an

Grenzen zu gehen und bei Wahlen dennoch erfolgreich zu sein.

Natürlich wird der Tag kommen, an dem das Thema Steuer-

erhöhung zu diskutieren sein wird.“

Reinhold Lopatka,

Staatssekretär im Bundesministerium für Finanzen 

Heiße Politikerdebatte auf dem Podium: OeNB-Generalratspräsident und Böhler-Uddeholm-Vorstand Claus Raidl, 

NÖ Landesrätin Johanna Mikl-Leitner, Staatssekretär Reinhold Lopatka, Moderator Gerald Groß, 

Staatssekretär Andreas Schieder, Kolumnist Christian Ortner, Gemeindebund-Präsident Helmut Mödlhammer, 

(von links nach rechts)
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SEITENBLICKE

Die Kommunalen 
Sommergespräche 2009

in Bildern

Impressionen von der Eröffnung …

… mit zahlreichen Gästen vor dem 

Kurhaus in Bad Aussee

… mit einem Geschenk für den Bad Ausseer

Bürgermeister Otto Marl, überreicht von

Gemeindebund-Generalsekretär Robert

Hink

… mit Begrüßungsworten 

von Kommunalkredit-General

Alois Steinbichler

… mit den Eröffnungsworten von

Gemeindebund-Präsident 

Helmut Mödlhammer
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SEITENBLICKE

Zum Schluss 

ein herzliches 

Danke nicht

nur an alle

Gäste …

Eindrücke aus den Vorträgen, Workshops und Diskussionen

ORF-Moderator Gerald Groß mit Publikum

OGM-Chef Wolfgang Bachmayer Ex-Justizministerin Karin Gastinger Workshop-Moderator 

Alfred Payrleitner

Landesrätin Johanna Mikl-Leitner

Ex-Stadtschulratspräsident Kurt Scholz, Gemeindebund-Präsident Helmut 

Mödlhammer, Bundesministerin Maria Fekter, ORF-Moderator Gerald Groß, 

Kommunalkredit-Generaldirektor Alois Steinbichler und 

EU-Parlamentsabgeordneter Ernst Strasser (von links nach rechts) 

Landtagsabgeordnete und Bürger-

meisterin Sonja Ottenbacher

Energie AG OÖ-Geschäftsführer

Christian Hasenleithner

Staatssekretärin Christine Marek Ex-Landeshauptmann 

Franz Schausberger 

… sondern vor allem

an den „Erfinder“ 

der Kommunalen

Sommergespräche, 

Gemeindebund-

Generalsekretär 

Robert Hink (rechts)

… und ein Dankeschön von Gemeindebund-Präsident

Helmut Mödlhammer an Alois Steinbichler, den 

Generaldirektor der Kommunalkredit, als 

Mitveranstalter und Hauptsponsor
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